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Konkordanz und 
Kollegialität sind unter 

Druck
Dass Bundesräte jederzeit zurücktreten können, nützt nur den 

Parteien, nicht dem Land. Es gäbe ein besseres System. 
Von Gerhard Pfister, 26.03.2024

Der ehemalige Bundesrat Adolf Ogi wurde während des Abstimmungs-
kampfs um die 13. AHV-Rente schmerzhaW mit der Realität konfrontiert. 
Meil er einen Brief an ältere venschen mitunterzeichnete, in dem er die 
Volksinitiati«e als »brandgefährlich: bezeichnete, bekam er ziemlich «iel 
unerfreuliche Post. 

Ogi war empörtZ Es gehe nicht an, dass man Alt-Bundesräte derart diGa-
miere, sagte er in den vedien. Auch sie seien venschen mit Rechten und 
P(ichten. )weifellos ist ihm diesbezüglich zuzustimmen. Marum er aber 
nur Alt-Bundesräten das Recht zugestehen wollte, nicht diGamiert zu wer-
den, bleibt sein ?eheimnis. Er glaubt oGenbar, FehemaligenI vitgliedern 
des Bundesrats stünden besondere Pri«ilegien zu. Mie kommt er zu dieser 
Haltungq

Die Antwort auf die Nrage hat weniger mit der Person Adolf Ogi zu tun. Km-
merhin hatte er nach der Abstimmung die ?rösse einzugestehen, dass min-
destens die Mortwahl des oGenen Briefes inadäÜuat war, und entschuldig-
te sich. Die Antwort hat «ielmehr erstens mit institutionellen und zweitens 
mit faktischen Rahmenbedingungen zu tun, innerhalb derer die Schweizer 
Regierung agiert.

Denn der Bundesrat steht über den Parteien, über den –iederungen der 
harten Auseinandersetzungen in Abstimmungskämpfen. Ob in der Are-
na, in den vedien oder auch im ParlamentZ vitglieder des Bundesrats 
werden geschont. Staatspolitisch streng genommen, dürWen sie gar kei-
ne Abstimmungs«orlagen «ertreten. Denn die ?esetze und Knitiati«en sind 
Beschlüsse der Bundes«ersammlung, nicht des Bundesrats. Der Bundesrat 

REPUBLIK republik.ch/2024/03/26/konkordanz-und-kollegialitaet-sind-unter-druck 1 / 4

https://www.republik.ch/~gerhard.pfister
https://www.blick.ch/politik/ungebetene-post-an-rentner-adolf-ogi-und-doris-leuthard-warnen-vor-ja-zu-13-ahv-id19407961.html
https://www.blick.ch/politik/shame-on-you-ogi-geraet-wegen-brief-gegen-13-ahv-in-shitstorm-id19448160.html
https://www.republik.ch/2024/03/26/konkordanz-und-kollegialitaet-sind-unter-druck


macht Vorschläge, die abschliessende Entscheidung liegt beim Parlament. 
Dennoch werden vitglieder des Bundesrats «on den Parteien und den Uo-
mitees sehr gerne eingesetzt in Abstimmungskämpfen. Denn der Bundes-
rat hat den Status der 2berparteilichkeit, fast schon der –eutralität, ganz 
sicher aber wird er als glaubwürdiger wahrgenommen als die vitglieder des 
Parlaments oder die Vertretungen «on Verbänden.

Diese 2berparteilichkeit ist institutionell durchaus gewollt. Sie ist die Nolge 
der Uonkordanz und der Uollegialität. Die Uonkordanz «erlangt die Reprä-
sentanz der wichtigsten Parteien in der Regierung gemäss ihrer Mähler-
stärke. Die Uollegialität «erlangt die BereitschaW der vitglieder der kon-
kordant gebildeten Regierung zusammenzuarbeiten und die Beschlüsse 
gemeinsam und einheitlich nach aussen zu «ertreten 0 auch und gerade 
dann, wenn ein vitglied eine andere veinung hat. Diese Einbindungs- und 
Uonsensmechanismen führen zu breit abgestützten Entscheiden, die an-
schliessend in der Beratung im Parlament und in Volksabstimmungen Be-
stand haben können.

Deshalb ist die Uritik aus der Be«ölkerung «erständlich. Kndem sich die 
ehemaligen vitglieder des Bundesrats mit ihrem Brief klar positionierten, 
in einer ohnehin schon sehr emotionalen Debatte, wurden sie nicht mehr 
als überparteilich wahrgenommen, sondern als blosse Abstimmungs-
kämpfer für die eine Seite. Ogi «ergass, dass er, wenn er sich in die Arena 
der politischen Auseinandersetzung begibt, auch den Staub in Uauf neh-
men muss, den er damit aufwirbelt.

Aber Uonkordanz und Uollegialität sind unter Druck. Einerseits «on der 
SVP, die als stärkste Partei zwar numerisch legitimen Anspruch auf zwei 
Sitze hat. Aber die sich so «erhält, als sei sie nicht stärkste Regierungspartei, 
sondern Opposition. 9nd die ihre Bundesräte gerne nur noch als »halbe: 
bezeichnet, wenn sie «on der Parteilinie abweichen. Andererseits ist die 
Uonkordanz unter Druck, weil die Mahlresultate «on JT1C und JTJ3 den 
Anspruch der NDP auf zwei Sitze nicht mehr ausreichend legitimieren.

Mir haben uns angewöhnt, dass wir dem Bundesrat Pri«ilegien zugeste-
hen, die man heute zumindest hinterfragen kann. Dass er gratis in der gan-
zen Schweiz Ski- oder Snowboard fahren darf, ist eines. Dass dieses Pri-
«ileg, nachdem die Bergbahnen es nicht mehr bezahlen dürfen, einfach 
die Steuerzahlerinnen übernehmen sollen, hat der Bundesrat sehr schnell 
entschieden. Ein )eichen besonderer Volksnähe ist das nicht. van mag 
diese Uritik kleinlich xnden. Aber in der direkten Demokratie ist es auch 
die Summe «on Uleinigkeiten, die das Vertrauen in die Politik stärkt oder 
schwächt.

Ein weiteres Pri«ileg, das wie aus der )eit gefallen scheintZ Bundesrätinnen 
können jederzeit, ohne Rücksprache, zurücktreten. Sie werden zwar bei 
den ?esamterneuerungswahlen für eine ganze Legislatur gewählt, aber sie 
sind nicht «erp(ichtet, das Amt auch «ier 4ahre auszuüben. Km ?egenteilZ 
Khre Rücktritte sind öWer so geplant, dass sie ihren Parteien den Erhalt des 
Sitzes ermöglichen. Mohl«erstandenZ Ein Rücktritt aus persönlichen oder 
gesundheitlichen ?ründen wie der «on Bundesrätin Simonetta Sommaru-
ga muss weiterhin legitim sein. Aber ist es staatspolitisch sinn«oll, dass 
vitglieder des Bundesrats grundsätzlich frei sind zu entscheiden, wie lange 
sie ihr Amt ausüben wollen und zu welchem )eitpunkt sie zurücktretenq

Die Bundes«ersammlung ist schon länger dazu übergegangen, sich bei 
Bundesratswahlen streng an die »Öickets: der «orschlagenden Nraktionen 
zu halten. Die SVP hat nach der –ichtwiederwahl 7hristoph Blochers sehr 
hohe Hürden beschlossen, sodass ein Parteiausschluss droht, wenn eine 
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Uandidatin gewählt wird, die nicht o ziell «on der Nraktion «orgeschlagen 
wurde. Die anderen Nraktionen sind dazu übergegangen, diese Pra is zu re-
spektieren, aus Angst, dass bei der Mahl für ihre Sitze nicht o zielle Uan-
didaten gewählt würden. veines Erachtens spricht nicht mehr «iel dafür.

FMer sich fragt, ob es denn nicht eher darauf ankomme, ob eine Uandidatin 
für das Amt fähig sei, dem sei gesagt, dass es eher als selbst«erständlich 
gilt, dass Uandidatinnen die Nähigkeiten für das Amt «orweisen. ?enauer 
überprüfen will oder kann das die Bundes«ersammlung nicht. Die domi-
nierende Nrage bei Bundesratswahlen lautetZ »Mer willq:, und nichtZ »Mer 
kannsq:.I

Sinn«oll wäre deshalb eine Amtszeitbeschränkung auf acht 4ahre, wenn 
gleichzeitig ein Rücktritt nur aus wichtigsten persönlichen, familiären 
oder gesundheitlichen ?ründen möglich wäre. ?esamterneuerungswahlen 
hätten dann auch echte Nolgen, was die )auberformel angehtZ Bei einer 
Amtszeitbeschränkung auf acht 4ahre wäre gewährleistet, dass in der Regel 
mehrere Bundesratssitze gleichzeitig neu zu besetzen wären. Damit wäre 
es eher denkbar, dass eine vehrheit der Bundes«ersammlung die Sitze 
gemäss dem Mahlresultat «erteilen würde, und weniger wahrscheinlich, 
dass eine Partei trotz ungenügender Mählerinnenstärke ihre Sitze behalten 
könnte.

Mas spricht gegen eine Amtszeitbeschränkung und ein Rücktritts«erbot 
während der Legislaturq Das erste übliche ?egenargument ist das »lame 
duck:-PhänomenZ van nimmt an, dass ein Regierungsmitglied, dessen 
Amtszeit zu Ende geht, nicht mehr genügend politische UraW hat, um wich-
tige Reformen oder grosse Projekte durchzusetzen. 

Kch halte dieses Argument in der Schweiz nicht für plausibel. Mir kennen 
keine Regierungs- und Oppositionsdichotomie und entsprechende Mech-
sel dieser Uonstellation nach Mahlen. Sondern wir haben eine konkordan-
te Regierung, die Projekte über 4ahre begleitet, in zwei Räten «orbereitet 
und durchbringt und anschliessend gegebenenfalls in Volksabstimmungen 
«ertreten muss. Das heisstZ 4edes vitglied des Bundesrats hat Projekte, die 
in «erschiedenen Stadien sind, begleitet «on der Verwaltung, und dieser 
Strom hört nie auf, regelmässig und ruhig dahinzu(iessen. 

Ein BeispielZ Die neue Vorsteherin des Knnendepartements, Bundesrätin 
Elisabeth Baume-Schneider, musste in den ersten Abstimmungen die-
ses 4ahres Vorlagen «ertreten, die «ollständig «on ihrem Departements-
«orgänger Alain Berset begleitet und im Parlament «ertreten worden wa-
ren. Doch das hatte meines Erachtens kaum Ein(uss auf die Abstimmungs-
resultate. Sie übernahm das Dossier, «ertrat die Position des Bundesrats, 
und die Öatsache, dass sie erst seit dem 1. 4anuar JTJ  diese Aufgabe inne-
hatte, spielte keine Rolle.

Das zweite ?egenargument könnte lautenZ )u «iele vitglieder des Bundes-
rats müssten gleichzeitig ersetzt werden, und damit wäre die Uontinuität 
gefährdet. Dem ist entgegenzuhalten, dass diese Disruption einer angebli-
chen Uontinuität ja bereits jetzt «on den Bundesratsmitgliedern «erursacht 
wirdZ Departementsrochaden sind je nach Knteresse, vachtanspruch und 
persönlicher Bexndlichkeit oGenbar kein Problem 0 weder für die Regie-
rung noch das Parlament, noch die Gentlichkeit, egal wie kurz jemand nur 
im Verteidigungsdepartement ausharren wollte. )udem sind praktisch alle 
neu gewählten vitglieder des Bundesrats entweder ehemalige oder akti«e 
Parlaments- oder Regierungsratsmitglieder, was ihnen die Einarbeitung ins 
neue Amt einfacher macht.
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Das dritte ?egenargument ist eines, das mit der Mahrnehmung des Bun-
desrats als eine Art Ersatzmonarchie zu tun hatZ Das Amt sei derart kräf-
tezehrend, ein derartig belastender Dienst am Vaterland, dass es gebo-
ten erscheine, diesen Heroinnen des Landeswohls das Pri«ileg des selbst-
bestimmten Rücktritts zuzugestehen. 

Diese AuGassung ist nai«. Km ?egenteilZ Vor der Mahl in den Bundesrat «er-
sprechen alle Uandidaten, das Landeswohl im Auge zu behalten. Mas für 
die Mahl gilt, sollte auch für das Ende der Amtszeit gelten.

Menn wir die Uonkordanz erhalten wollen, dann müssen wir der Entwick-
lung Rechnung tragen, dass sich seit der Einführung der )auberformel die 
ParteienlandschaW pluralisiert hat. Das )iel der )auberformel, die Abbil-
dung der realen UräWe«erhältnisse, ist gegenwärtig nicht erreicht. SVP und 
NDP haben eine vehrheit im Bundesrat. Sie haben diese vehrheit we-
der beim Volk Fgemessen an den MähleranteilenI noch in der Bundes-
«ersammlung Fgemessen an Sitzen in –ational- und StänderatI.

Mahlen sollten Nolgen haben. Kn der Schweiz wählt nicht das Volk die Re-
gierung, sondern das Parlament. Menn das Parlament die Resultate der 
Mahlen nicht umsetzt, weil die Parteien an ihren vachtansprüchen fest-
halten, führt das zu einer grösseren Distanz zwischen den politischen Eli-
ten und der Be«ölkerung.

Märe die ma imale Amtszeit für den Bundesrat jetzt in UraW, «erbunden 
mit der Regelung, dass niemand während der Legislatur zurücktreten darf, 
würden nach den Mahlen JTJ  «ier Sitze im Bundesrat frei. Ausreichend, 
um der Bundes«ersammlung die vöglichkeit zu geben, die Regierung wie-
der konkordant zusammenzusetzen, und die UräWe«erhältnisse unter den 
Parteien im Bundesrat genauer abzubilden, als es jetzt der Nall ist. Mir soll-
ten es jetzt angehen.

Illustration: Alex Solman
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